Deutscher Bundestag Drucksache 19/29069

19. Wahlperiode 27.04.2021

Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses fur Wirtschaft und Energie (9. Ausschuss)

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung
— Drucksachen 19/27440, 19/28128, 19/28605 Nr. 1.7 —

Entwurf eines Fiinften Gesetzes zur Anderung der Handwerksordnung
und anderer handwerksrechtlicher Vorschriften

A. Problem

Durch den Gesetzentwurf werden notwendige Folgednderungen der Neufassung
der Anlagen A und B der Handwerksordnung in handwerksrechtlichen Vorschrif-
ten vorgenommen. Entwicklungen im Handwerksrecht werden nachvollzogen,
insbesondere indem in der Handwerksordnung Begriffe zum Buchfiihrungsver-
fahren und in den Anlagen A und B angepasst werden und bestehende Vorschrif-
ten in der Handwerksordnung und anderen handwerksrechtlichen Vorschriften er-
gédnzt werden. Zudem werden die Anderungen im Priifungswesen fiir Gesellen-
prufungen durch das Gesetz zur Modernisierung und Starkung der beruflichen
Bildung auch im Meisterprufungsverfahrensrecht nachvollzogen. Schlieflich soll
im Gesetz die Bedeutung der Innung und ihrer Innungsverbande als Tarifvertrags-
partner hervorgehoben werden.

B. Lésung

Annahme des Gesetzentwurfs in gednderter Fassung mit den Stimmen der
Fraktionen CcDhu/CsuU, SPD, FDP, DIE LINKE. und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion der AfD.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand
Keine.
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E. Erfallungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fir Blrgerinnen und Birger

Far Burgerinnen und Burger entsteht kein neuer Erfiillungsaufwand.

E.2 Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft
Fur die Wirtschaft entsteht kein neuer Erfilllungsaufwand.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Fir die Verwaltung entsteht durch strukturelle Umstellungen im Priifungswesen
zusétzlicher Erfillungsaufwand in Hohe von insgesamt bis zu 490.000 Euro pro
Jahr, davon bis zu 3.000 Euro Birokratiekosten aus Informationspflichten. So
mussen etwa Meisterpriifungsausschiisse unter Mithilfe der Handwerkskammern
zusétzlich mindestens alle fiinf Jahre priifende Personen berufen, was einen jahr-
lichen Aufwand in Hohe von bis zu 32.000 Euro erzeugt. Die fortlaufend erfor-
derliche Bildung von Prifungskommissionen zur Abnahme und Bewertung der
einzelnen Prifungsleistungen erzeugt zudem einen jahrlichen Aufwand in Héhe
von etwa 455.000 Euro.

Auf der anderen Seite verringert die Mdglichkeit, Priifungsleistungen von kleine-
ren Priifungskommissionen abnehmen und bewerten zu lassen, den Erfiilllungs-
aufwand aufgrund von Zeitversdumnissen der Prifenden um bis zu
9.111.000 Euro.

Insgesamt reduziert sich der Erflillungsaufwand somit um bis zu 8.621.000 Euro.

F. Weitere Kosten
Keine.
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Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle beschlieRen,

den Gesetzentwurf auf Drucksachen 19/27440, 19/28128 mit folgenden Mafga-
ben, im Ubrigen unverandert anzunehmen:

Acrtikel 1 wird wie folgt gedndert:
1. Nummer 6 (§ 34) wird wie folgt gedndert:

a) In Buchstabe a wird in dem einzufigenden Satz das Wort ,,kénnen*
durch das Wort ,,sollen” ersetzt.

b) In Buchstabe b wird in dem einzufligenden Satz das Wort ,.kénnen*
durch das Wort ,,sollen” ersetzt.

2. In Nummer 10 Buchstabe b wird in 8 47 Absatz 2 Satz 2 das Wort ,,kénnen*
durch das Wort ,,sollen* ersetzt.

3. In Nummer 14 werden in § 50a Absatz 1 Satz 2 Nummer 8 den Wortern ,,die
Erteilung der Priifungszeugnisse” die Worter ,,die Ermittlung und Bekannt-
gabe der Prifungsergebnisse binnen einer bestimmten Frist, langstens eines
Monats, sowie* vorangestellt.

4. In Nummer 17 Buchstabe a wird in § 51b Absatz 2 Satz 3 das Wort ,,kdnnen*
durch das Wort ,,sollen* ersetzt.

5. In Nummer 18 werden in § 51d Absatz 1 Satz 2 Nummer 8 den Wortern ,,die
Erteilung der Priifungszeugnisse” die Worter ,,die Ermittlung und Bekannt-
gabe der Priifungsergebnisse binnen einer bestimmten Frist, langstens eines
Monats, sowie* vorangestellt.

Berlin, den 21. April 2021

Der Ausschuss fur Wirtschaft und Energie

Klaus Ernst Andreas G. Lammel
Vorsitzender Berichterstatter
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Bericht des Abgeordneten Andreas G. Lammel

A. Allgemeiner Teil

I.  Uberweisung

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Drucksache 19/27440 wurde in der 218. Sitzung des Deutschen
Bundestages am 25. Mdrz 2021 an den Ausschuss fur Wirtschaft und Energie zur Federfiihrung sowie an den
Ausschuss flir Recht und Verbraucherschutz zur Mitberatung iberwiesen. Der Parlamentarische Beirat fir nach-
haltige Entwicklung hat sich gutachtlich beteiligt.

Die Unterrichtung durch die Bundesregierung auf Drucksache 19/28128 wurde gemal? 8 80 Abs. 3 GO-BT am
16. April 2021 an den Ausschuss fur Wirtschaft und Energie zur Federfiihrung sowie den Ausschuss fur Recht
und Verbraucherschutz zur Mitberatung berwiesen.

II.  Wesentlicher Inhalt der Vorlage

Die Bundesregierung schickt in inrem Gesetzentwurf voraus, mit dem Vierten Gesetz zur Anderung der Hand-
werksordnung und anderer handwerksrechtlicher Vorschriften sei die Zulassungspflicht fiir einzelne Handwerke
der Anlage B Abschnitt 1 wieder eingefilhrt worden. Diese Anderungen erforderten weitere Anpassungen in der
Handwerksordnung und in anderen handwerksrechtlichen Vorschriften.

Im Ubrigen sollen Entwicklungen im Handwerksrecht in der Handwerksordnung und anderen handwerksrechtli-
chen Vorschriften nachvollzogen werden (Einfiihrung der Doppik durch die Kammern, aktuelle Bezeichnung von
Gewerben, Erlass von Ausbildungs- und Meisterpriifungsverordnungen).

Des Weiteren soll das Meisterprifungsverfahren gedndert werden. Das Priifungswesen im Bereich der Gesellen-
prufungen des Handwerks sei mit dem Gesetz zur Modernisierung und Stérkung der beruflichen Bildung flexibi-
lisiert worden. Dieser Modernisierung habe eine grundsatzliche Analyse betreffend den Stand und die Bedarfe im
Prifungswesen im Handwerk zugrunde gelegen, die im Bereich der Meisterprifung gleichfalls gelte: Die prakti-
schen, zeitlichen und rechtlichen Anforderungen an qualitativ hochwertige und rechtsbestandige Priifungen und
damit an die ehrenamtlich tatigen Priifenden seien in den letzten Jahren gewachsen. Zugleich falle es den organi-
satorisch verantwortlichen Stellen immer schwerer, ehrenamtliche Priifende zu gewinnen und zu halten. Vor die-
sem Hintergrund bestehe auch im Meisterprifungswesen Modernisierungsbedarf, die Flexibilitat fir die Prifen-
den zu erhdhen und so das Ehrenamt zu starken sowie zugleich rechtsbestdndige und hochwertige Prifungen
sicherzustellen.

Angesichts der zuriickgehenden Tarifbindung im Handwerk sollen zudem die Aufgabe der Innungen und ihrer
Innungsverbande im Bereich des Tarifgeschehens stérker als bisher betont und das entsprechende Bewusstsein
der Mitglieder und Organe in den Innungen verbessert werden.

lll. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschisse

Der Ausschuss flr Recht und Verbraucherschutz hat den Gesetzentwurf auf Drucksachen 19/27440, 19/28128
in seiner 143. Sitzung am 21. April 2021 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD,
FDP, DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion der AfD dessen An-
nahme in geénderter Fassung.

Im Rahmen seines Auftrags zur Uberpriifung von Gesetzentwiirfen und Verordnungen der Bundesregierung auf
Vereinbarkeit mit der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie hat sich der Parlamentarische Beirat fiir nachhaltige
Entwicklung gemal Einsetzungsantrag (Drucksache 19/1837) in seiner 74. Sitzung am 24. Mérz 2021 mit dem
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Entwurf eines Finften Gesetzes zur Anderung der Handwerksordnung und anderer handwerksrechtlicher Vor-
schriften (Drucksache 19/27440) befasst.

Folgende Aussagen zur Nachhaltigkeit wurden in der Begriindung des Gesetzentwurfes getroffen:

»Der Gesetzentwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen Entwicklung
im Sinne der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der UN-Agenda 2030 fur nachhaltige Ent-
wicklung dient. Das Regelungsvorhaben steht insbesondere mit den UN-Nachhaltigkeitszielen SDG 4 (Hochwer-
tige Bildung), SDG 8 (Menschenwirdige Arbeit und Wirtschaftswachstum) und SDG 10 (Weniger Ungleichhei-
ten) im Einklang.

Die wieder eingefiihrte Zulassungspflicht verbessert die Ausbildungsleistung der neuen zulassungspflichtigen
Handwerke. Mit der Wiedereinfiihrung der Zulassungspflicht wird sich die Anzahl an Meisterbetrieben deutlich
erhéhen und auch eine Steigerung der Ausbildungsleistung einhergehen. Das Ausbildungsniveau wird ansteigen,
wenn das Erlernen der Austibung der betroffenen Handwerke durch die Vermittlung des Fachwissens und der
Erfahrung eines Meisters erfolgt. Der Gesetzentwurf tragt somit zur Erreichung der Ziele im Bereich Wirtschaft-
liche Leistungsfahigkeit der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie bei, da meistergefiihrte Betriebe iber ein htheres
Kapital verfligen, aus mehr Mitarbeitern bestehen, eine langere Verweildauer am Markt haben und weniger in-
solvenzgefahrdet sind.

Durch diese Betriebsstrukturen sowie die Steigerung der Ausbildungsleistung und des Ausbildungsniveaus wird
sich auch die Integration und Ausbildung von auslandischen Fachkréften in Deutschland verbessern. Somit tragt
das Regelungsvorhaben auch zur Erreichung der Ziele im Bereich Gleiche Bildungschancen (Indikator 10.1) der
deutschen Nachhaltigkeitsstrategie bei.

IV. Abgelehnte Antréage

Der folgende, von der Fraktion der BUNDNIS 90/DIE GRUNEN eingebrachte Anderungsantrag auf Ausschuss-
drucksache 19(9)1046 fand im Ausschuss fur Wirtschaft und Energie keine Mehrheit:

Anderungsantrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, Ausschussdrucksache 19(9)1046

Der Ausschuss wolle beschlieR3en:

Der Bundestag wolle beschlieR3en:

,,IN 8 61 Absatz 2 wird in Nummer 9 der Punkt durch ein Semikolon ersetzt und folgende Nummer 10 angefligt:
"10. die Beschlussfassung lber die Kiindigung von Tarifvertragen.

Begrindung

Durch diese Regelung wird die Entscheidung Uber die Kiindigung, nicht aber Uber den Abschluss von Tarifver-
tragen einem Vorbehalt der Innungsversammlung unterworfen. In der Praxis werden Tarifvertrdge hdufig durch
die Innungsverbande abgeschlossen. Das Bundesverwaltungsgericht hat in seiner Entscheidung zur OT-Mitglied-
schaft betont, dass die Entscheidung uber Tarifvertrage zu den wesentlichen Rechten der Mitglieder gehért und
deshalb nicht auf einen Ausschuss verlagert werden kann. [hier Aktenzeichen des Urteils] An diesen Gedanken
anknipfend ist es sinnvoll, Grundsatzentscheidungen auf der Ebene der Innungsverbande, die zu einem Ausstieg
aus bestehenden Tarifvertragen fuhren, unter den Vorbehalt der Zustimmung durch die Innungsversammlungen
der betroffenen Innungen zu stellen.

Der folgende, von der Fraktion der BUNDNIS 90/DIE GRUNEN eingebrachte Anderungsantrag auf Ausschuss-
drucksache 19(9)1047 fand im Ausschuss fur Wirtschaft und Energie keine Mehrheit:

Anderungsantrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, Ausschussdrucksache 19(9)1047
Der Ausschuss wolle beschliefen:
Der Bundestag wolle beschlieRen:

In § 126 werden in Nummer 4 Satz 1 die Worter ,,sechs Monaten‘ durch die Worter ,,finf Jahren* ersetzt.
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Begriindung

Um den Bestandsschutz auch bei Unternehmensnachfolgen, Erweiterungen oder Rechtsforménderungen zu ge-
wahrleisten, ist eine Ubergangsfrist von 6 Monaten deutlich zu kurz. Um sicherzugehen, dass Unternehmen weiter
bestehen kdnnen, insbesondere in Zeiten eines massiven Fachkraftemangels im Handwerk, sollte eine angemes-
sene Ubergangszeit Handwerker*innen ermdglichen, auch selbst eine Aufstiegsfortbildung zur Meisterin oder
Meister wahrzunehmen.

Der folgende, von der Fraktion der BUNDNIS 90/DIE GRUNEN eingebrachte Anderungsantrag auf Ausschuss-
drucksache 19(9)1048 fand im Ausschuss fur Wirtschaft und Energie keine Mehrheit:

Anderungsantrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, Ausschussdrucksache 19(9)1048
Der Ausschuss wolle beschlieRen:

Der Bundestag wolle beschlieRen:

Nach § 126 wird folgender § 127 angefiigt:

,.(1) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie evaluiert die Zielsetzung des Gesetzes und die Zuordnung
eines Handwerks zu den Anlagen A und B Abschnitt 1 drei Jahre ab dem 13.2.2020 und danach alle zwei Jahre.
Dabei wird insbesondere untersucht, inwiefern die Zuordnung zum Schutz von Leben und Gesundheit, zum Erhalt
von Kulturgitern und immateriellem Kulturerbe, sowie zur Sicherung der Ausbildungsleistung und Nachwuchs-
forderung beigetragen hat Zudem werden die Auswirkungen auf das Preisniveau, die Fachkrafteverfiigbarkeit
und der Zusammenhang von Kosten der Ausbildung und Nachwuchsforderung tberpriift. Dafiir werden unter
anderem Daten zur Berufshildung sowie zu den Betriebs- und Beschaftigtenzahlen erhoben. Die entsprechenden
Entwicklungen in den Handwerken der Anlage A und B werden in diesem Zusammenhang vergleichend unter-
sucht.

(2) Die Bundesregierung unterrichtet den Deutschen Bundestag Uiber die Ergebnisse der Evaluierung.**
Begriindung

Eine Evaluation der Situation im Handwerk soll regelmaRig, und zwar alle 2 Jahre durchgefiihrt werden, da die
Verhaltnisse und Entwicklungen bei der Ausbildung und Weiterbildung, sowie der Betriebs- und Beschaftigten-
zahlen Uber die Jahre hinweg je nach Gewerk stark variieren und so eine verlassliche Datenbasis erstellt wird.
Dies ist angesichts der Wichtigkeit des Handwerks fiir Deutschland angemessen.

Der folgende, von der Fraktion der AfD eingebrachte Entschlielungsantrag auf Ausschussdrucksache 19(9)1052
fand im Ausschuss fur Wirtschaft und Energie keine Mehrheit:

EntschlieBungsantrag der Fraktion der AfD, Ausschussdrucksache 19(9)1052
Der Ausschuss wolle beschliel3en:
Der Bundestag wolle beschlieRen:
I Der Bundestag stellt fest:

Die Bundesregierung sieht eine Anpassung der Handwerksordnung nach der Wiedereinflhrung der Meister-
pflicht als notwendig an. Die Anpassungen beziehen sich sowohl auf die Handwerksordnung als auch auf alle
weiteren handwerksrechtlichen Vorschriften.

Die Bundesregierung beschaftigt sich nur punktuell mit dem Handwerk, was auch zu einem fehlenden Praxisbezug
bei den Verantwortlichen im Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie fiihrt. Eine wirkliche Vereinfachung
der bestehenden Gesetzgebung und Entbirokratisierung kann somit nicht erreicht werden.

Am 25. Marz 1998 hat der Gesetzgeber ein Ubergangsgesetz aus Anlass des Zweiten Gesetzes zur Anderung der
Handwerksordnung und anderer handwerksrechtlicher Vorschriften erlassen. Das vorgenannte Ubergangsgesetz
wurde am 31. Mai 2010 durch das Gesetz zur Anderung des Ubergangsgesetzes aus Anlass des Zweiten Gesetzes
zur Anderung der Handwerksordnung und anderer handwerksrechtlicher Vorschriften angepasst.
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Diese Vorgehensweise zeigt, dass die Bundesregierung kein Interesse am Handwerk hat. Eine wirkliche Verein-
fachung der bestehenden Gesetzgebung und Entbiirokratisierung héatte durch die Aufnahme des Ubergangsgeset-
zes vom 25. Mérz 1998 und dessen Anpassung vom 31. Mai 2010 in die aktuelle Handwerksordnung erreicht
werden kénnen.

Il. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf:

bei der Anderung der Handwerksordnung die handwerksrechtlichen Bestimmungen im ,,Ubergangsgesetz aus
Anlass des Zweiten Gesetzes zur Anderung der Handwerksordnung und anderer handwerksrechtlicher Vorschrif-
ten* vom 25. Marz 1998 und im ,,Gesetz zur Anderung des Ubergangsgesetzes aus Anlass des Zweiten Gesetzes
zur Anderung der Handwerksordnung und anderer handwerksrechtlicher Vorschriften* vom 31. Mai 2010 unter
Aufhebung dieser Ubergangsgesetze in den ,,Entwurf eines Fiinften Gesetzes zur Anderung der Handwerksord-
nung und anderer handwerksrechtlicher Vorschriften* aufzunehmen.

Der folgende, von der Fraktion der AfD eingebrachte Entschliefungsantrag auf Ausschussdrucksache 19(9)1053
fand im Ausschuss fiir Wirtschaft und Energie keine Mehrheit:

EntschlieBungsantrag der Fraktion der AfD, Ausschussdrucksache 19(9)1053
Der Ausschuss wolle beschlieRen:
Der Bundestag wolle beschlieRen:
I Der Bundestag stellt fest:

Die Handwerksordnung regelt u.a. die Griindung von Handwerksinnungen und Landesinnungsverbénden. Gemafn
§ 52 haben gleiche oder dhnliche Handwerke die Méglichkeit, zu einer Handwerksinnung zusammenzutreten. §
79 regelt die Bildung von Landesinnungsverbénden zu der Handwerksinnungen eines Bundeslandes zusammen-
treten konnen. Diese beiden Organisationsformen des Handwerkes basieren auf freiwilligen Handlungen von
gleichen oder ahnlichen Handwerken. Die Novellierung des Fiinften Gesetzes zur Anderung der Handwerksord-
nung und anderer handwerksrechtlicher Vorschriften sieht unter § 52, 8 61 und 8 83 vor, dass Innungen in die
Lage versetzt werden, eigenstandige Tarifvertrage abzuschlieBen und die damit verbundenen Strukturen zu for-
dern. Der Gesetzgeber beabsichtigt, das Tarifwesen auf diese Weise zu starken. Die Novellierung des Funften
Gesetzes zur Anderung der Handwerksordnung und anderer handwerksrechtlicher Vorschriften greift somit mas-
siv in die Organisationsautonomie des Handwerks ein, da die Landes- und Bundesinnungsverbénde fir das Ta-
rifwesen zustandig sind, um eine flachendeckende und einheitliche Tarifbildung herbeizufiihren.

Il. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf:

die Tariffahigkeit der Innungen, wie sie im vorliegenden Gesetzentwurf des Fiinften Gesetzes zur Anderung der
Handwerksordnung und anderer handwerksrechtlicher Vorschriften in den 8§ 52, 61 und 83 gefordert wird, in
Bezug auf den Abschluss von Tarifvertragen zurlickzunehmen und diese Frage weiterhin der Selbstorganisation
des Handwerks zu tberlassen.

V. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federfihrenden Ausschuss

Der Ausschuss fur Wirtschaft und Energie hat den Gesetzentwurf auf Drucksachen 19/27440, 19/28128 in seiner
115. Sitzung am 21. April 2021 abschlieRend beraten.

Die Fraktionen der CDU/CSU und SPD brachten auf Ausschussdrucksache 19(9)1050 einen Anderungsantrag
zum Gesetzentwurf auf Drucksachen 19/27440, 19/28128 ein.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN brachte auf den Ausschussdrucksachen 19(9)1046, 19(9)1047 und
19(9)1048 drei Anderungsantrage zum Gesetzentwurf auf Drucksache 19/27440 ein.

Die Fraktion der AfD brachte auf den Ausschussdrucksachen 19(9)1052 und 19(9)1053 zwei EntschlieSungsan-
trage zum Gesetzentwurf auf Drucksache 19/27440 ein.
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Die Fraktion der CDU/CSU fiihrte aus, der Gesetzentwurf reagiere auf Entwicklungen im Handwerksrecht, die
bisher noch nicht in der Handwerksordnung und anderen handwerksrechtlichen Vorschriften nachvollzogen wor-
den seien. Beispielsweise bedirfe es einer Anpassung aufgrund der im letzten Jahr fir zwolf Gewerke wiederein-
gefiinrten Meisterpflicht und der beschlossenen Anderungen im Berufsbildungsgesetz. Auch bestehe im Meister-
prufungswesen Modernisierungshedarf, um kiinftig verstarkt Priifende zu gewinnen. Die Zahl der Priifenden habe
zuletzt abgenommen, das sachgerechte Abnehmen der Priifungen werde zunehmend erschwert. Deshalb miisse
das so wichtige Ehrenamt in diesem Zweig der Aus- und Fortbildung gestarkt und dessen Attraktivitat gefordert
werden. So solle der Meisterprifungsausschuss von funf auf vier Mitglieder verkleinert werden. Prifungskom-
missionen sollten zudem fiir flexiblere Einsatzbedingungen sorgen. Letztlich wiirden auch die Aufgaben der In-
nungen und Innungsverbé&nde im Bereich des Tarifgeschehens stérker als bisher betont. Die Gesetzesnovelle stehe
fiir ein modernes und auf aktuelle Bediirfnisse angepasstes Handwerksrecht, so durch die Anpassung von Berufs-
bezeichnungen.

Die Fraktion der SPD hob hervor, dass die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bereits bei der Wiedereinfiih-
rung der Meisterpflicht im besonderen Fokus der Beratungen gestanden hétten. Dies sei angesichts der zurilickge-
henden Tarifbindung im Handwerk von besonderer Wichtigkeit fir die Fraktion gewesen. Dabei gehe es um alle
zu regelnden Bereiche, vom Abschluss von Tarifvertrdgen bis zur Abnahme von Priifungen. In der Folge seien
beispielsweise Kann- in Sollregelungen umformuliert worden. Die Frist fiir die Er6ffnung von Priifungsergebnis-
sen werde verkirzt. Die Forderung, dass die Innungsversammlung iber Kiindigungen entscheiden solle, sei recht-
lich schwierig umzusetzen, so dass diese Forderung auch nach dem Hinweis der Arbeitnehmervertretungen fallen
gelassen worden sei. Letztere duBerten die Befiirchtung, dass aus den genannten Griinden Tarifvertrage gar nicht
erst nicht geschlossen wiirden. Zukiinftig sei es erforderlich, einen starkeren Fokus auf die Tarifbindung im Hand-
werk zu legen. Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie werde ermuntert, den Branchendialog — und
diesen nicht nur im Handwerk — zu forcieren.

Die Fraktion der AfD kritisierte, dass nach dem Gesetzentwurf zukinftig Gewerkschaftsvertreter und andere
Arbeitnehmervertreter als Mitglied Zugang zur Priifungskommission erhalten sollten. Die Prifungskommission
sei ein fachliches Gremium, Gewerkschaften und Arbeitnehmervertreter spielten eine wichtige Rolle bei Tarif-
verhandlungen. Des Weiteren kritisiere die Fraktion der AfD die Regelungen zum Aufbau von Schutz- und Ar-
beitsgeriisten. Weshalb durften die Gewerke die erforderlichen Arbeits- und Schutzgeriste nur zur Erméglichung
ihrer eigenen Tétigkeiten aufstellen? Es sei Ublich, dass auch andere Gewerke die Geriste im Rahmen des Bau-
geschehens nutzten. Die Fraktion der AfD schlage deshalb einen durch Schulungen erworbenen Sachkundenach-
weis fir den Aufbau beziehungsweise fiir das Begehen von Gersten vor.

Die Fraktion der FDP begriifte den Gesetzentwurf zur Anderung der Handwerksordnung und anderer hand-
werksrechtlicher Vorschriften. Bereits bei der letzten Novelle der Handwerksordnung aus dem Jahr 2019 sei es
darum gegangen, das Handwerk nachhaltig zu stérken und dabei auch Aspekte des Verbraucherschutzes und des
gefahrgeneigten Handwerks zu berticksichtigen. Die Fraktion wirdigte, dass tber die Neuregelungen des Gesetz-
entwurfs ein Einvernehmen mit dem Handwerk bestehe. Der Gesetzentwurf gewéhrleiste einen fairen Wettbewerb
und Arbeitssicherheit. Unabhé&ngig hiervon halte die Fraktion ihre schon bei der letzten Handwerksnovelle gedu-
Rerten Bedenken aufrecht, dass sogenannte als besondere Kulturgiiter schiitzenswerte Gewerke wieder unter die
Meisterpflicht fielen. Wie die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN spreche sich auch die FDP-Fraktion im Fall
von Betriebsiibernahmen fir eine langere Ubergangsfrist zum Erwerb des Meisterdiploms aus. Den Anderungs-
antrag von BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Kiindigung von Tarifvertragen durch die Bundes- und Landesver-
bénde lehnte die Fraktion als nicht praktikabel ab.

Die Fraktion DIE LINKE. begriifte, dass mit der vorgelegten Novelle Fehler der Vergangenheit korrigiert wor-
den seien. So werde die Meisterpflicht fiir bestimmte Gewerke wieder eingefiihrt. Der Gesetzentwurf passe die
Handwerksordnung an die Neuregelungen bei der Meisterpflicht an. Dies finde die Zustimmung der Fraktion
DIE LINKE. Unabhéngig hiervon sehe DIE LINKE. auch nach der Bundestagswahl weiteren Reformbedarf. Eine
»groRe Losung* musse im Interesse der Beschéftigten und der Handwerksunternehmen auf den Weg gebracht
werden, so zum Beispiel im Tarifrecht.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sprach sich fiir den vorliegenden Gesetzentwurf aus, mit dem An-
passungen und notwendige Anderungen in der Handwerksordnung und anderen handwerksrechtlichen Vorschrif-
ten vorgenommen wirden. Sie begrifte die Besetzung der Prifungsausschiisse. Es gebe allerdings auch Kritik-
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punkte. Entgegen der Auffassung der Fraktion der SPD hitte die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN es durch-
aus begruft, wenn es den Innungsversammlungen oblége, Uber Kindigungen der Tarifvertrdge zu bestimmen.
Zudem miisse es eine fiinfjahrige Ubergangsfrist fiir Ubernahmen von Betrieben geben, damit notwendige Meis-
terausbildungen von den Nachfolger:innen durchlaufen werden kdnnten. Ein Zukunftsdialog der Branchen sei
dringend geboten, auch um dem Mitgliederschwund in den Innungen und in deren ehrenamtlichen Gremien ent-
gegenzuwirken. Das deutsche Handwerk miisse insgesamt gestéarkt werden und attraktiv fiir junge Menschen blei-
ben.

Der Ausschuss fir Wirtschaft und Energie beschloss mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPQ und
DIE LINKE. gegen die Stimmen der Fraktionen der AfD und FDP bei Stimmenthaltung der Fraktion BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN die Annahme des Anderungsantrags auf Ausschussdrucksache 19(9)1050.

Der Ausschuss fur Wirtschaft und Energie beschloss mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD
und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN die Ablehnung des
Anderungsantrags auf Ausschussdrucksache 19(9)1046.

Der Ausschuss fiir Wirtschaft und Energie beschloss mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und
AfD gegen die Stimmen der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bei Stimmenthaltung der Fraktionen FDP
und DIE LINKE. die Ablehnung des Anderungsantrags auf Ausschussdrucksache 19(9)1047.

Der Ausschuss fur Wirtschaft und Energie beschloss mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und
AfD gegen die Stimmen der Fraktionen DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bei Stimmenthaltung der
Fraktionen der FDP die Ablehnung des Anderungsantrags auf Ausschussdrucksache 19(9)1048.

Der Ausschuss fur Wirtschaft und Energie beschloss mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP,
DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion der AfD, dem Deutschen Bun-
destag die Annahme des Gesetzentwurfs der Bundesregierung auf Drucksachen 19/27440, 19/28128 in gednderter
Fassung zu empfehlen.

Der Ausschuss fiir Wirtschaft und Energie beschloss mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP,
DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die Stimmen der Fraktion der AfD die Ablehnung des
EntschlieBungsantrags auf Ausschussdrucksache 19(9)1052.

Der Ausschuss fiir Wirtschaft und Energie beschloss mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP,
DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die Stimmen der Fraktion der AfD die Ablehnung des
EntschlieBungsantrags auf Ausschussdrucksache 19(9)1053.
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B. Besonderer Teil

Begrundung

Anderungen zu Artikel 1 des Entwurfs eines Fiinften Gesetzes zur Anderung der Handwerksordnung und anderer
handwerksrechtlicher VVorschriften (Drucksache 19/27440)

1) Anderungen in Nummer 6 Buchstabe a) und b)

Der Anderungsbefehl der Buchstaben a) und b) der Nummer 6 wird jeweils dahingehend angepasst, dass die mit
der Besetzung von Priifungsgremien befasste Stelle Vorschldge der im Bezirk der Handwerkskammer bestehen-
den Gewerkschaften und selbstdndigen Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer
Zwecksetzung beriicksichtigen ,,soll* — und nicht nur ,,kann*. Die Gesellenvertreter in der VVollversammlung der
Handwerkskammer beziehungsweise der Gesellenausschuss der Handwerksinnungen sollen solchen Vorschlégen
somit regelmé&Rig folgen und ihre Vorschldge beziehungsweise Wahl an ihnen ausrichten.

2) Anderung in Nummer 10 Buchstabe b)

Auch bei Besetzung der Meisterpriifungsausschiisse im Bereich zulassungs-pflichtiger Handwerke ,,sollen” die
Gesellenvertreter der Vollversammlung Vorschlége der im Bezirk der Handwerkskammer bestehenden Gewerk-
schaften und selbstandigen Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung
berlicksichtigen. Insofern wird auf die Begriindung zu Buchstabe a) verwiesen.

3) Anderung in Nummer 14

Mit dem Einschub in 8 50a Absatz 2 Nummer 8 wird das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie als
Verordnungsgeber aufgefordert, in der Rechts-verordnung zum Zulassungsverfahren und dem allgemeinen Pri-
fungsverfahren fiir Meisterprifungen auch eine Regelung zur Ermittlung und Bekanntgabe der Priifungsergeb-
nisse innerhalb eines Monats zu treffen. In den konkreten Bestimmungen zum Priifungsverfahren in der genannten
Rechtsverordnung ist mit-hin eine Regelung aufzunehmen, die die prifenden Stellen zu einem ziigigen Verfah-
rensfortgang anhalt. Mit Festlegung einer konkreten Frist fur diese Regelung zieht der Gesetzgeber hier selbst
eine verbindliche zeitliche Grenze, um den Interessen der Priflinge an einem zugigen Priifungsverfahren Aus-
druck zu verleihen.

4) Anderung in Nummer 17 Buchstabe a)

Die Anderung in Nummer 17 Buchstabe a) tibernimmt die Anderung in Nummer 10 Buchstabe b) fiir den zulas-
sungsfreien Bereich. Anlass fiir eine abweichende Regelung sieht der Gesetzgeber nicht. Entsprechend wird auf
die obige Begriindung verwiesen.

5) Anderung in Nummer 18

Die Anderung in Nummer 18 iibernimmt die Anderung in Nummer 14 fiir den zulassungsfreien Bereich. Auch
hier sieht der Gesetzgeber keinen Anlass fiir eine abweichende Regelung. Entsprechend wird auf die obige Be-
griindung verwiesen.

Berlin, den 21. April 2021

Andreas G. Lammel
Berichterstatter



	1. Nummer 6 (§ 34) wird wie folgt geändert:
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